
Bildungspolitik im Rückwärtsgang
Liebe Lehrkräfte,  
liebe Schüler*innen, 
liebe Eltern,
 
erstmals seit Jahrzehnten wird 
in Hessen wieder massiv an der 

Bildung gekürzt und 
das vor allem bei 
Maßnahmen und 
Programmen, die 
bisher besonders 
benachteiligten bzw. 
förderbedürftigen 

Schüler*innen zu Gute kommen. 
Hinzu kommen Kürzungen bei 
der Medienbildung und der Lehr-
kräfteausbildung. Die schwarz-rote 
Bildungspolitik in Hessen befindet 
sich nicht im Stillstand, sondern im 
Rückwärtsgang. 
Und das alles in einer Zeit, in der es 
eigentlich mehr Investitionen in die 
Bildung bräuchte, nicht weniger: Die 
Ergebnisse des jüngsten IQB-Bil-
dungstrends zeigen einen besorg-
niserregenden Kompetenzrückgang 
bei 9.-Klässler*innen in den MINT-
Fächern. 34 Prozent der Schüler*in-
nen erreichen die Mindeststandards 
in Mathematik nicht mehr. Hessen 

hat sich bei der Untersuchung im 
Bundesschnitt besonders ver-
schlechtert. Doch im Gegensatz zu 
anderen Landesregierungen haben 
CDU und SPD in Hessen in Reak-
tion darauf kein Sofortprogramm 
mit neuen Maßnahmen geschnürt, 
sondern im Gegenteil auch noch 
an bewährten Strukturen massiv 
gekürzt. Wir GRÜNEN haben diese 
Entscheidung scharf kritisiert und 
mit Änderungsanträgen zum Haus-
halt zu verhindern versucht. Und 
wir haben überlegt, wie man die 
Bildungsqualität an Hessens Schu-
len langfristig verbessern und die 
Schüler*innen besser fördern kann. 

GRÜNE Vorschläge
Herausgekommen ist ein Paket mit 
insgesamt 10 Maßnahmen, das wir 
Ihnen bereits im Zuge einer „Schul-
info Extra“- Ausgabe im März diesen 
Jahres präsentiert haben. 
Zentrales Element unseres Zehn-
Punkte-Plans zur Steigerung der 
Bildungsqualität ist das Einführen 
von regelmäßigen gezielten Mes-
sungen und Testungen, auf deren 
Grundlage die Unterrichtsentwick-

lung an den Schulen erfolgt und 
die Schüler*innen besser individuell 
gefördert werden. Hamburg hat sich 
hier bereits vor Jahren auf den Weg 
gemacht und ist damit messbar er-
folgreich. Es reicht daher nicht aus, 
wenn Kultusminister Schwarz jetzt 
hier und da einen kleinen Pilotver-
such startet - die Landesregierung 
muss endlich den Mut finden, Schul- 
und Unterrichtsentwicklung grund-
sätzlich anders zu denken.
Mit der vorliegenden Broschü-
re informieren wir Sie nun über 
weitere GRÜNE Forderungen für die 
Bildungspolitik in Hessen. Wenn Sie 
noch einmal nähere Informationen 
zu unserem 10-Punkte-Plan erhal-
ten oder zu anderen Themen mit 
uns ins Gespräch kommen möchten, 
melden Sie sich gerne bei uns. 

Wir wünschen Ihnen einen guten 
Start in das Schuljahr 2026/2027!

Daniel May,
bildungspolitischer Sprecher

bei integrierten
Gesamtschulen

beim Sozialindex bei Integrations-
klassen

bei Medienbildung

Schwarz-Rot kürzt bei der Bildung



Neue Wege der Lehrkräftegewinnung gehen
Hessens Schulen ächzen unter 
dem Lehrkräftemangel. Doch trotz 
vollmundiger Ankündigungen aus 
dem Wahlkampf begnügen sich 
CDU und SPD mit Mangelverwal-
tung und Schönfärberei.  

Wir GRÜNEN wollen hier nicht 
länger zuschauen und haben 
deswegen einen Gesetzentwurf 
mit sechs konkreten Maß-
nahmen vorgelegt: Mit 
Modellversuchen für duale 
Lehramtsstudiengänge 
für Mangellehrämter 
und für Quereinstiegs-
Masterstudiengänge für 
Mangelfächer wollen wir 
Angebote für Personen, die 
bisher bspw. wegen der 
mangelnden Vergütung 

oder dem geringen Praxisbezug 
vor einem Studium zurückschre-
cken oder für Studierende, die sich 
erst zu einem späteren Zeitpunkt 
ihres Studiums für den Weg in 
den Lehrkräfteberuf interessieren, 
schaffen. Zudem wollen wir das 
Lehramtsstudium, wie seit Jahren 
in Bachelor- und Master-Studien-
gängen geübte Praxis, auch für 

beruflich Qualifizierte sowie die 
verschiedenen Quereinstiegspro-
gramme für Absolvent*innen von 
Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften öffnen. Auch wollen 
wir Referendar*innen, die zum 31. 
Juli eines Jahres ihr Referendariat 
abschließen, in den Sommerferien 
weiterbezahlen und den Schulen 
unbesetzte Stellen zumindest 

in Mitteln auszahlen. So 
könnten attraktive neue 
Wege in den Lehrkräftebe-
ruf entstehen, neue Ziel-
gruppen für den Lehrkräf-
teberuf erreicht und auch 
kurzfristige Kompensation 
für vom Lehrkräftemangel 
betroffene Schulen ge-
schaffen werden.

Rechtsanspruch Ganztag: Betreuungslücken 
schließen, Qualität ausbauen  
Zum 1. August 2026 ist der 
Rechtsanspruch auf ganztägige 
Bildung und Betreuung in Kraft 
getreten und alle Grundschü-
ler*innen, zunächst der ersten 
Klassen, haben Anspruch auf 
einen Ganztagsplatz. 

Doch der Ausbaustand in den 
hessischen Schulträgerregionen 
ist noch extrem unterschiedlich: 
Im letzten Schuljahr gab es in 
einem Viertel der Regionen nicht 
einmal für jedes dritte Grund-
schulkind einen Ganztagsplatz, 

der die zeitlichen 
Vorgaben erfüllt. 
Neben dem Ausbau 
der Platzkapazi-
täten muss der 
Rechtsanspruch 
aber auch für einen 
pädagogischen 
Aufbruch genutzt 
und die qualitative 
Weiterentwicklung 
der Angebote zu-

nehmend in den Blick genommen 
werden. Für all das fühlt sich 
der Kultusminister aber nicht 
verantwortlich. Wir GRÜNEN 
fordern hingegen ein Qualitäts-
konzept, das Mindeststandards in 
den Bereichen Personal, unter-
richtsergänzender Angebote und 
Kooperationspartnerschaften und 
Verpflegung definiert. So braucht 
es u.a. verbindliche Fortbildungs-
maßnahmen für Personal ohne 
pädagogische Vorausbildung, das 
im Ganztag eingesetzt wird und 
Mindestanforderungen für unter-
richtsergänzende Angebote u.a. 
im Bereich Kultur und Sport im 
Ganztag. 



Digitale Bildung:  
vom Rückwärts- in den Vorwärtsgang
Während ganz Deutschland über 
die Gefahren von digitaler Gewalt 
und KI-Deep-Fakes diskutiert, 
stampfen CDU und SPD ein inno-
vatives und zukunftsträchtiges 
Schulfach zu Digitalisierung, KI 
und Medienbildung einfach ein.  
 
Entgegen der Ankündigung im 
Koalitionsvertrag wird der Schul-
versuch „Digitale Welt“ nicht auf 
alle weiterführenden Schulen 
ausgeweitet, sondern das Schul-
fach gestrichen und zur unver-
bindlichen AG im Ganztag ohne 
zusätzliche Ressourcen. An dieser 
wie an den anderen Kürzungen 
beim Sozialindex und den In-
tegrierten Gesamtschulen zeigt 
sich: Die Bildungspolitik von CDU 
und SPD befindet sich nicht im 

Stillstand – sie befindet sich im 
Rückwärtsgang. Wir GRÜNEN 
haben bereits zum Haushalt 2025 
und zum Haushalt 2026 Ände-
rungsanträge für eine flächen-
deckende Einführung des Fachs 
„Digitale Welt“ gestellt. Und wir 
bleiben bei unserer 
Forderung für einen 
flächendeckenden 
Medienbildungsun-
terricht an allen wei-
terführenden Schu-
len. Zusätzlich haben 
wir Haushaltsanträge 
für eine Ausstattung 
aller Lehrkräfte mit 
Dienstendgeräten 
und einer Ausstat-
tung aller Schüler*in-
nen ab Klasse 7 mit 

Arbeitsgeräten gestellt. Denn 
wir GRÜNEN wollen, dass alle 
Schüler*innen einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit Medien 
lernen und dass Schule sie fit für 
das digitale Zeitalter macht.

Schüler*innen Lust auf und  
fit für die Ausbildung machen
Das System der dualen Berufs-
ausbildung steht vor großen 
Herausforderungen: Einerseits 
suchen Betriebe händeringend 
nach qualifizierten Auszubilden-
den, andererseits finden viele 
junge Menschen keinen passen-
den Ausbildungsplatz.

Zudem wissen viele junge 
Menschen am Ende ihrer 
Schulzeit noch nicht, 
welchen Beruf sie ergrei-
fen wollen. Wir GRÜNEN 
wollen deswegen einen 
noch größeren Schwer-
punkt auf die Berufsorien-
tierung an weiterführen-

den Schulen legen und die duale 
Ausbildung für junge Menschen 
attraktiver machen. Konkret 
fordern wir unter anderem den 
Ausbau von Betriebspraktika an 
weiterführenden Schulen mit 
längeren Praktikumsphasen und 

wechselnden Praktikumsstätten, 
die Einführung einer Prämie für 
freiwillige Praktika im Handwerk 
während der Schulferien und den 
Ausbau von Berufspraxisklassen 
im letzten Jahr des Hauptschul-
bildungsgangs für abschluss- und 

anschlussgefährdete 
Schüler*innen.  Zudem 
muss durch die Erhö-
hung von Mobilitäts-
zuschüssen für Azubis 
mit weiten Pendelstre-
cken die Attraktivität 
der dualen Berufsaus-
bildung für junge Men-
schen erhöht werden. 
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IMMER EIN OFFENES OHR
Sie wollen mehr erfahren? Sie haben Ideen, Hinweise und Anregungen für die GRÜNE Bildungspolitik
in Hessen? Dann kontaktieren Sie uns einfach. Wenden Sie sich entweder direkt an die oder den
zuständige/n Abgeordnete/n, besuchen Sie uns im Internet oder in den sozialen Netzwerken.

Julia Herz
Sprecherin für Frauen- und Gleichstellungspolitik, Jugend und Grundschulen 
Kontakt: 0611 / 350 785  //  j.herz@ltg.hessen.de

Regionalbüro: Sickingenstr. 7-9  //  34117 Kassel  //  j.herz2@ltg.hessen.de

Daniel May
Sprecher für Bildung, Hochschulen für angewandte Wissenschaft und Hochschulmedizin 
Kontakt: 0611 / 350 794  //  d.may@ltg.hessen.de

Regionalbüro: Rabanusstraße 35  //  36037 Fulda  //  d.may2@ltg.hessen.de

Bildungspolitiker*innen der Fraktion

Katrin Schleenbecker 
Sprecherin für Petitionen, Religion, lebensbegleitendes Lernen und schulische Inklusion 
Kontakt: 0611 / 350 764  //  k.schleenbecker@ltg.hessen.de

Regionalbüro: Liebigstraße 83  //  35392 Gießen  //  k.schleenbecker2@ltg.hessen.de

Sascha Meier 

Sprecher für berufliche Bildung, politische Bildung und weiterführende Schulen 
Kontakt: 0611 / 350 783  //  s.meier@ltg.hessen.de

Regionalbüro: Sickingenstr. 7-9  //  34117 Kassel  //  s.meier2@ltg.hessen.de
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facebook.com/gruenehessen

youtube.com/hessengruen

tiktok.com/@gruenehessen


